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Gesundheitsstrategie 
 Baden-Württemberg
Der Schwerpunkt der Strategie liegt auf Prävention und gesundheits-
förderung. Sozialministerin Katrin altpeter will gesundheit gemein-
sam mit den Bürgerinnen und Bürgern gestalten. Der Verband (vdek) 
und die ersatzkassen sind aktive Partner.
Text: Frank Winkler

d
as 3. Statussymposium im SpOrt 
Stuttgart in Bad Cannstatt, un-
weit des Stadions des VfB Stutt-
gart gelegen, befasste sich am 

31. Oktober 2012 mit dem Thema „Gesund-
heitsstrategie im Dialog“. Über 300 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer verfolgten 
die Veranstaltung.

Seit der Auftaktveranstaltung im 
Juli 2009 sind die Akteure im Gesund-
heitswesen bei der Umsetzung der Ge-
sundheitsstrategie Baden-Württemberg 
– Gesundheit in allen Lebensbereichen – 
wesentliche Schritte vorangekommen. Ei-
nen wichtigen Beitrag dazu leisten Kom-
munale Gesundheitskonferenzen, die 
mittlerweile in drei Viertel aller Stadt- 
und Landkreise eingerichtet wurden. Die 
Ersatzkassen sind hierbei eingebunden. 
„Mit den Gesundheitskonferenzen auf 
kommunaler Ebene ist es uns gelungen, 
die Gesundheitsstrategie auf eine breite 
gesellschaftliche Basis zu stellen und sie 
erfolgreich im Land zu verankern“, sagte 
Sozialministerin Katrin Altpeter zur Um-
setzung der Gesundheitsstrategie.

Fit für die Zukunft

Ziel der Gesundheitsstrategie ist es, das 
baden-württembergische Gesundheits-
system gemeinsam mit allen daran Be-
teiligten – z. B. den Leistungserbringern, 
den Krankenkassen, dem Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst, aber auch den Bürgerin-
nen und Bürgern – zukunftsfähig zu ma-
chen. Ein thematischer Schwerpunkt der 
Gesundheitsstrategie liegt neben Behand-
lung, Rehabilitation und Pflege auf Prä-
vention und Gesundheitsförderung. Ange-
sichts des demographischen Wandels, der 
steigenden Lebenserwartung und der Zu-
nahme chronischer Erkrankungen nimmt 
die Bedeutung von Gesundheitsförderung 
und Prävention zu. Sie sind der Schlüssel 
zur Lösung der medizinischen und ökono-
mischen Herausforderungen, die der ge-
sellschaftliche Wandel mit sich bringt.

Mit der Umsetzung der Gesundheits-
strategie einher geht die Weiterentwick-
lung von bestehenden Strukturen und 
Gremien im Gesundheitsbereich. Bereits 
heute zeigen Patientinnen und Patienten 
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Seit Juli 2012 ist Ulrike Elsner Vor-
standsvorsitzende des Verbandes 
der Ersatzkassen e. V. (vdek). Sie 
folgt auf Thomas Ballast, der seit 
Juli 2012 im Vorstand der Techniker 
Krankenkasse ist. 
Am 3. September 2012 besuchte sie 
in ihrer neuen Funktion als  erste 
Landesvertretung Baden-Würt-
temberg. Damit unterstrich sie die 
 außerordentlichen gesundheitspo-
litischen Aktivitäten im Land.  Unser 
Foto zeigt Vorstandschefin  Ulrike 
Elsner inmitten (von li. nach re.) 
von Andreas Vogt/Techniker Kran-
kenkasse, Siegfried Euerle/DAK-
Gesundheit, Walter Scheller/Ver-
band der Ersatzkassen und Harald 
 Müller/BARMER GEK in der Stutt-
garter vdek-Landesvertretung Ba-
den-Württemberg.
Zuvor hatte sich die Vorstands-
chefin bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Landesvertretung 
vorgestellt und ausführlich ihre ge-
sundheitspolitischen Vorstellungen 
dargestellt. (fw)
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antrittsbesuch
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uLriKe eLSner  in der vdek-Landesvertretung.
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Gesundheitskonferenzen in allen Stadt- 
und Landkreisen in unserem Land“.

nachhaltig finanzieren

An der erfreulichen Entwicklung der Kom-
munalen Gesundheitskonferenzen haben 
das Land Baden-Württemberg und die be-
teiligten Akteure im Gesundheitswesen 
maßgeblichen Anteil: Durch die Gesund-
heitsstrategie wurde ein Ziel führender 
Rahmen, durch die Anschubfinanzierung 
ein überaus wichtiger Anreiz gesetzt. Al-
lerdings bedarf es zusätzlicher Unterstüt-
zung durch das Land, um den Prozess der 
Kommunalen Gesundheitskonferenzen 
nachhaltig zu vertiefen. Drei Kernerwar-
tungen sind es, die die B 52-Verbändeko-
operation Baden-Württemberg und der 
Landkreistag an das Land richten. Erstens 
muss sich das Land in substanzieller und 
nachhaltiger Weise an der Grundfinan-
zierung der Kommunalen Gesundheits-
konferenzen beteiligen. Als erster Schritt 
erscheint zumindest eine Verstetigung 
der Anschubfinanzierung als unabding-
bar. Zweitens muss die Arbeit der Kom-
munalen Gesundheitskonferenzen evalu-
iert werden. 

Drittens muss rasch und belastbar ge-
klärt werden, welche Funktionen die Kom-
munalen Gesundheitskonferenzen im 
baden-württembergischen Gesundheits-
system im Einzelnen wahrnehmen sollen. 

Insgesamt befinden sich die Kommu-
nalen Gesundheitskonferenzen auf einem 
guten Weg. Ob sie aber auch ans Ziel ge-
langen, hängt nicht zuletzt davon ab, wie 
das Land und das Sozialministerium die 
Kommunalen Gesundheitskonferenzen 
weiter unterstützend begleiten. 

großes Interesse an Information, Beratung 
und Mitgestaltung. Die Landesregierung 
will dieses Interesse in verschiedenen 
Formen eines strukturierten Gesund-
heitsdialogs aufgreifen. Die Ergebnisse 
der Diskussionsprozesse sollen in die Wei-
terentwicklung der medizinischen, thera-
peutischen und pflegerischen Versorgung 
einschließlich der Versorgungsstrukturen 
sowie der Prävention einfließen.

Kommunale gesundheitskonferenzen

Ein Beispiel für den Erfolg dieses Ansatzes 
sehen die Beteiligten in den Kommunalen 
Gesundheitskonferenzen. Ziel der Gesund-
heitskonferenzen ist eine bessere Vernet-
zung der Gesundheitsakteure in einer Re-
gion und die Entwicklung kommunaler 
Gesundheitsförderpläne auf kommunaler 
Ebene. Die Ministerin zeigte sich erfreut, 
dass mittlerweile mehr als drei Viertel al-
ler Stadt- und Landkreise in Baden-Würt-
temberg das Thema Gesundheit aufgegrif-
fen und regionale Diskussionsplattformen 
zu Fragen der Gesundheitsvorsorge oder 
der medizinischen Versorgung eingerich-
tet haben. „Gerade bei der Gesundheits-

förderung und der Gesundheitsvorsorge 
kommt den Stadt- und Landkreisen und 
den Städten und Gemeinden eine zentrale 
Bedeutung zu. Und die Gesundheitskonfe-
renzen haben viele Gestaltungsmöglich-
keiten, wenn es darum geht, die gesund-
heitliche Versorgung vor Ort möglichst 
effizient, bürgernah und nachhaltig aus-
zurichten.“

Umso mehr hofft Ministerin Altpe-
ter darauf, dass es in naher Zukunft ge-
lingt, den Dialog mit den Bürgerinnen und 
Bürgern und den anderen Akteuren im 
Gesundheitsbereich in allen Stadt- und 
Landkreisen in Baden-Württemberg zu 
ermöglichen. „Mein Ziel sind Kommunale 
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BARMER GEK, Techniker Kranken-
kasse, DAK-Gesundheit, KKH-Allianz, 
HEK – Hanseatische Krankenkasse 
und hkk setzen alles daran, das Ver-
trauen der Versicherten in die Organ-
spende wieder herzustellen und über 
die Organspende umfassend zu infor-
mieren. Als Konsequenz aus den Ma-
nipulationen bei der Organzuteilung 
in Göttingen und München wird sich 
das baden-württembergische Akti-
onsbündnis Organspende neu aus-
richten. Das haben wir bei unserer 
letzten Sitzung gemeinsam bespro-
chen. Uns steht mit dem Aktions-
bündnis ein bundesweit beispielhaf-
tes Expertengremium zur Verfügung. 
Was wir jetzt brauchen, ist Transpa-
renz bei allen Fragen rund um die 
 Organspende. Die Versicherten sind 
umfassend und behutsam über die 
Organspende zu informieren. Sich 
mit dem eigenen Tod auseinanderzu-
setzen, fällt niemandem leicht, nun 
hat der Transplantationsskandal zu 
einer neuen Verunsicherung geführt. 
Hier sind jedoch alle Beteiligten ge-
fordert, Transparenz zu schaffen und 
durch Aufklärung und umfangrei-
che Offenlegung der Vorgänge rund 
um den Skandal das Vertrauen der 
Versicherten zurückzugewinnen. 
Als Verband werden wir alle mögli-
chen Kommunikationswege nutzen, 
um unsere Versicherten zu informie-
ren. Infos erhalten Sie über unsere 
Homepage www.vdek.com. 

k O M M e n t a r

Vertrauen in die 
 Organspende 
 wieder herstellen

»gesundheit ist nicht alles 
– aber ohne gesundheit ist 
alles nichts.«

arthur Schopenhauer
FOTO  B 52

von
WaLTer SCHeLLer 
Leiter der 
vdek-Landesvertretung 
Baden-Württemberg
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Klare Ziele

In der sich anschließenden Podiumsdis-
kussion unter der Moderation des „SWR-
Doktors“ Dr. Thomas Weiss erwiesen sich 
die Beiträge der Diskutanten hinsichtlich 
Anspruch und Wirklichkeit der Kommu-
nalen Gesundheitskonferenzen als kons-
truktiv und sachlich. Den Einstieg machten 
die Landräte Thomas Reumann/Landkreis 
Reutlingen und Landrat Dr. Christoph 
Schnaudigel /Landkreis Karlsruhe.

Die Themen, die von den Kommuna-
len Gesundheitskonferenzen zwischen-
zeitlich gesetzt wurden, sind vielfältig. 
Sie reichen vom gesunden Aufwachsen 
bis zum aktiven Altern, von der Hausärz-
teversorgung im ländlichen Raum bis zur 
Versorgungsstruktur in sozialen Brenn-
punkten. Doch so unterschiedlich die Ak-
zentsetzungen der einzelnen Kommuna-
len Gesundheitskonferenzen auch sein 
mögen – die Grundprämissen sind sehr 
vergleichbar. Im Bereich der Gesund-
heitsförderung und Prävention steht der 
sog. Setting-Ansatz im Vordergrund, also 
die Intervention in konkrete Lebenswel-
ten, wie insbesondere Schule, Betrieb 
oder Kommune.

Für die B 52-Verbändekooperation sprach 
Frank Winkler, stv. Leiter der vdek-Landes-
vertretung Baden-Württemberg. Er erläu-
terte vor rund 300 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern, dass sich verschiedene Kran-
kenkassenarten, nämlich Betriebskran-
kenkassen, die IKK classic, die Knappschaft 
und die Ersatzkassen, zusammengeschlos-
sen hätten, um sich an allen Kommuna-
len Gesundheitskonferenzen in den 44 
Stadt- und Landkreisen zu beteiligen. Da-
mals hatte die B 52-Verbändekooperation 
einen Versichertenanteil von 52 Prozent, 
daher im Übrigen der Name, mittlerwei-
le sind es in Baden-Württemberg fast 60 
Prozent Versichertenanteil. Zielsetzung 
sei eine flächendeckende qualifizierte ge-
sundheitliche Versorgung im Land, indem 
Ressourcen effektiv eingesetzt und Syn-
ergien genutzt werden. Erfolgreiche Bei-
spiele seien u. a. die Pflegestützpunkte im 
Land, DMP oder gemeinsame gesundheits-
politische Veranstaltungen. Worum es bei 
den Kommunalen Gesundheitskonferen-
zen nicht geht, so Frank Winkler weiter, z. 
B. ärztliche Bedarfsplanung zu betreiben; 
dies wird in anderen Gremien auf Bundes- 
und Landesebene entschieden. Es müsse 
an klaren Zielen und Inhalten festgehalten 

werden: Mit der Gesundheitsstrategie Ba-
den-Württemberg wird eine aktive regio-
nale Gesundheitsförderungs- und Präven-
tionspolitik gestaltet und umgesetzt. Ziel 
der Gesundheitsstrategie in Baden-Würt-
temberg ist es, Lebensstil bedingte, chro-
nische Erkrankungen und gesundheitli-
che Einschränkungen effektiver als bisher 
zu vermeiden bzw. ihr Auftreten in eine 
spätere Lebensphase zu verschieben. Die 
Gesundheitsstrategie setzt verstärkt auf 
Maßnahmen der Prävention und Gesund-
heitsförderung, die als gleichwertige Säu-
le des Gesundheitswesens neben Behand-
lung, Rehabilitation und Pflege etabliert 
werden sollen.

„gesunde Kommune“

Einen gesundheitspolitischen Akzent der 
ganz besonderen Art setzt die B 52-Ver-
bändekooperation Baden-Württemberg 
im Rahmen der Kommunalen Gesund-
heitskonferenzen auf ihren eigens etab-
lierten Förderpreis „Gesunde Kommune“. 
Bei diesem Preis sollen Städte und Ge-
meinden gewürdigt werden, die nachhal-
tig die Gesundheit ihrer Bewohner durch 
Projekte und Maßnahmen fördern und 
nachahmenswerte Strukturen für die Zu-
sammenarbeit im Ort und auf Stadt- und 
Landkreisebene bereits etabliert haben 
oder schaffen werden. Hierauf wies Hugo 
Schüle, Repräsentant der B 52-Verbände-
kooperation Baden-Württemberg hin.

Bei der Bewertung der Projekte wer-
den differenzierte Kriterien zugrunde ge-
legt. Mögliche Ziele oder Projekte könnten 
sein: Diabetes mellitus Typ 2-Risiko senken 
und Folgen reduzieren oder depressive Er-
krankungen und Folgen der Chronifizie-
rung vermindern. Ein weiteres Themenfeld 
könnte die Reduzierung des Konsums lega-
ler Suchtmittel sein oder Projekte, die sich 
mit gesund aufwachsen, gesund und aktiv 
älter werden oder mit der Gesundheit von 
Arbeitslosen beschäftigen. Aber auch Pro-
jekte mit Bürger- und Patientenorientie-
rung können eingebracht werden, zum Bei-
spiel gesundheitliche Kompetenz erhöhen 
und die Patientensouveränität steigern.  

ÜBer Die KOMMunaLen geSunDHeiTSKOnFerenZen DiSKuTierTen (VOn LinKS naCH reCHTS):  
Frank Winkler/Verband der ersatzkassen, SWr-Moderator dr. thomas Weiss, Hans Willi kies/aOk, Landrat 
thomas reumann/Landkreis reutlingen, Landrat dr. Christoph Schnaudigel/Landkreis karlsruhe, Hannelore 
antoni/Sportkreis Heidelberg, alexander Beck/kreisärzteschaft rems-Murr-kreis.

FOTO  B 52
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V d e k - F O t O a u S S t e L L u n G 

Gesundheit, Fürsorge, Solidarität 
im Mittelpunkt
im Jahr 2012 wurde der Verband der ersatzkassen 100 Jahre. aus diesem anlass 
war vom 15. bis 30 Oktober die vdek-Fotowanderausstellung „WieDer geSunD?“ 
auch in Stuttgart zu sehen. Sie hat beeindruckt.
Text: Frank Winkler

F
ürwahr ein Highlight der ganz be-
sonderen Art war die vdek-Fo-
toausstellung aus Anlass des 
hundertjährigen Bestehens des 

Verbandes der Ersatzkassen im Oktober 
in Stuttgart. Bewusst hatten die Verant-
wortlichen der vdek-Landesvertretung 
die Kassenärztliche Vereinigung Baden-
Württemberg, Partner im Gesundheits-
wesen, ausgewählt und die Ausstellung in 
deren Räumlichkeiten präsentiert. Zu der 
Ausstellungseröffnung kamen dann auch 
viele Vertreter des baden-württembergi-
schen Gesundheitswesens. Gelobt wur-
de die Qualität, die Herangehensweise an 
das Ausstellungsthema „Wieder gesund?“ 
sowie die einfühlsame Präsentation. Eine 
gelungene, dezente Veranstaltung, in wel-
che auch die aus Baden-Württemberg 
stammende und ausgezeichnete Fotogra-
fin Anna Huxel eingebunden war. Walter 
Scheller zeichnete die einhundertjähri-
ge Geschichte des Verbandes ausführlich 

nach. Die Partner im Gesundheitswesen 
lobten die sachliche, konstruktive und im-
mer sehr praktische Art der Zusammenar-
beit mit dem Verband der Ersatzkassen.

Die gKV hat sich bewährt 

Wie wichtig Gesundheit ist, merkt man 
häufig erst, wenn man selbst oder ein 

Angehöriger krank wird. Dann brauchen 
wir Unterstützung, Hilfe und Beistand 
von den Angehörigen, medizinische Un-
terstützung, aber auch finanzielle Absi-
cherung und Beratung. Zu diesem The-
menspektrum hat der Verband der 
Ersatzkassen (vdek) anlässlich seines 
100-jährigen Jubiläums einen bundes-
weiten Fotowettbewerb „WIEDER GE-
SUND?“ und daraus eine Fotoausstellung 
konzipiert. Die bundesweite Wanderaus-
stellung „WIEDER GESUND?“ zeigt, wie 
junge Fotodesigner mit den Themen Soli-
darität und Gesundheit umgehen. Auf ein-
drucksvolle Weise zeigen die ausgestell-
ten Fotos der jungen Künstler, wie wichtig 
Solidarität und menschliche Nähe gerade 

im Krankheitsfall sind. Sie zeigen aber 
auch, wie wichtig die Gemeinschaft der 
gesetzlichen Krankenkassen ist. 

Die eingereichten Fotos der jungen 
Fotodesignerinnen und – designer sind 
ausdrucksstark, berührend und provo-
kant. Gezeigt werden unter anderem Fo-
tos, die sich mit dem Umgang der eigenen 
Erkrankung oder der eines Familienange-
hörigen auseinandersetzen. Aber auch die 
Lebensfreude trotz einer Erkrankung oder 
nach einer Genesung wird thematisiert, 
wie auch der richtige Umgang mit Medi-
kamenten oder die Bedeutung gesunder 
Ernährung für Kinder. 

Die Fotoausstellung finden Sie unter: 
www.vdek.com/LVen/BAW/index.htm  

»gesundheit ist der Sonnen-
schein der Seele«

edward Young, englischer dichter, 1683 - 1765

unSer BiLD ZeigT OBen VOn LinKS naCH reCHTS  den Vorstandsvorsitzenden der kassenärztlichen 
Vereinigung Baden-Württemberg, dr. norbert Metke und Walter Scheller, Leiter der vdek-Landesvertretung 
Baden-Württemberg. unten links die Vorstandsvorsitzende der kassenzahnärztlichen Vereinigung Baden-
Württemberg, dr. ute Maier sowie den Leitenden Ministerialrat ulrich Conzelmann vom Ministerium für arbeit 
und Sozialordnung, Frauen, Familie und Senioren Baden-Württemberg.

FOTOS  vdek
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p r e S S e k O n F e r e n z 

Motto: „Gesund beginnt im Mund 
– von Jung bis Alt“
Die gesetzliche Krankenversicherung in Baden-Württemberg unterstützt 
die gruppenprophylaxe im rahmen der Prävention und gesundheitsförderung 
mit 6,5 Millionen euro.
Text: Frank Winkler

V
om 26. bis 29. September 2012 
fand das Erlebnisforum Zahn-
gesundheit in Stuttgart statt. Auf 
dem Schlossplatz waren hierzu 

von der Veranstaltergemeinschaft viele 
Kinder mit ihren Erzieherinnen und Leh-
rern sowie die Bevölkerung eingeladen. 
Den Auftakt zur landeszentralen Veran-
staltung zum Tag der Zahngesundheit lei-
tete eine Pressekonferenz der Landesar-
beitsgemeinschaft für Zahngesundheit ein.

erfolgsgeschichte gruppenprophylaxe

Frank Winkler von der Landesarbeitsge-
meinschaft für Zahngesundheit Baden-
Württemberg und stv. Leiter des Ver-
bandes der Ersatzkassen unterstrich vor 
allem „die Erfolgsgeschichte der Grup-
penprophylaxe im Land und deren Fi-
nanzierung durch die Gesetzliche Kran-
kenversicherung (GKV). Sie investiert in 
Baden-Württemberg 6,5 Millionen Euro 
in die Gruppenprophylaxe. In Deutsch-
land sind es insgesamt 42 Millionen Euro. 
Für die Individualprophylaxe wird im 
Land Baden-Württemberg über 62 Millio-
nen Euro ausgegeben. Ziel der Ersatzkas-
sen ist es auch in Zukunft, eine qualitativ 
gute und flächendeckende zahnärztli-
che Prävention und Gesundheitsförde-
rung im Land sicherzustellen. Die Ersatz-
kassen setzen hier vor allem auf einen 
partnerschaftlichen Umgang und Netz-
werke mit den zuständigen Akteuren im 
Gesundheitswesen, den Eltern, Erziehern, 
Lehrern und den Teams der AG Zahnge-
sundheit mit über 1.400 Patenzahnärz-
ten. Engagiert und aktiv begleiten wir die 

Gesundheitsstrategie der Landesregie-
rung mit ihren kommunalen Gesundheits-
konferenzen in den Stadt- und Landkrei-
sen. Dabei geht es schwerpunktmäßig um 
Prävention und Gesundheitsförderung in 
allen Lebensphasen und Lebensbereichen 
der Menschen im Land.“

Unter dem Motto „Gesund beginnt im 
Mund – von Jung bis Alt“ soll die Zahnge-
sundheit bei Kindern, Jugendlichen und 
älteren Menschen erhalten und gefördert 
werden.

Hintergrund 

Mit 11,4 Milliarden Euro sind die vertrags-
zahnärztlichen Leistungen in Deutschland 
nach den Krankenhäusern, Ärzten und Arz-
neimitteln der viertgrößte Ausgabenblock 
der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Aus dem KZBV-Jahrbuch 2011 geht 
hervor, dass auf die konservierende 
und chirurgische Behandlung ohne In-
dividualprophylaxe 6,27 Milliarden Euro 
(54,9 Prozent) entfallen. Auf den Zahn-
ersatz entfallen 3,12 Milliarden Euro 
(27,3 Prozent). Auf die Kieferorthopädie 
entfallen 921 Millionen Euro (8,1 Pro-
zent) und auf die Individualprophylaxe 
461 Millionen Euro (4 Prozent). Die Aus-
gaben für die Parodontalbehandlung lie-
gen bei 363 Millionen Euro (3,2 Prozent). 
Auf Sonstiges, etwa Kieferbruch, entfallen 
293 Millionen Euro (2,5 Prozent). 

In Baden-Württemberg werden für 
die zahnärztliche Behandlung mehr als 
1  Milliarde Euro seitens der GKV ausge-
geben. Basis der Berechnungen ist 
die zahnärztliche Behandlung 2010 in 
Deutschland.   

unSer FOTO ZeigT naCH Der PreSSeKOnFerenZ in STuTTgarT VOn LinKS naCH reCHTS:  Moderator 
Johannes Clausen vom izz, Frank Winkler/Stv. Leiter des Verbandes der ersatzkassen (vdek), dr. ute Maier/ 
Vorsitzende des Vorstandes der kassenzahnärztlichzen Vereinigung, dr. udo Lenke/präsident der Landes-
zahnärztekammer, eberhard Brenner/Leiter des referates zahnärztliche Versorgung bei der aOk, dr. renate 
Lüllwitz-Hoch/prophylaxe-referentin der Landeszahnärztekammer, dr. Joachim kohler/Ministerialdirigent 
Ministerium für arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren.
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Eine Sonderausgabe zur Umsetzung des auf Bundesebene 
beschlossenen GKV-Versorgungsstrukturgesetzes auf Lan-
desebene kann unter http://www.vdek.com/LVen/BAW/

Presse/ersatzkasse_report/07_2012_06_VDEK_report_Sonder-
ausgabe_BAW_RZ.pdf kostenlos heruntergeladen werden. Der 
Verband der Ersatzkassen hat diese gemeinsam mit der B 52-Ver-
bändekooperation Baden-Württemberg entwickelt. Abgegeben 
wird eine erste Einschätzung und Bewertung des GKV-Versor-
gungsstrukturgesetzes. Das Gesetz muss zunächst seine Wir-
kung in der Umsetzung entfalten. Entscheidend bleibt die Patien-
tenorientierung. Eine Flexibilisierung der Bedarfsplanung kann 
helfen, die Versorgung passgenau zu gestalten. Hier ist das Ver-
antwortungsbewusstsein bei allen Akteuren gefragt. Die Überar-
beitung der Arzt-Einwohner-Relationen darf aber nicht dazu füh-
ren, dass sich die vielerorts bestehende massive Überversorgung 
im Land weiter verstärkt, indem auch in Überversorgungsgebie-
ten neue Arztsitze geschaffen werden. Da die Länder wesentliche 
Aufgaben der Daseinsvorsorge zu erfüllen haben, müssen sie an 
den Gestaltungsfragen der gesundheitlichen Versorgung beteiligt 
sein. Das Gesetz enthält vielversprechende Ansätze zur Bekämp-
fung von Unterversorgung. Die Lockerung der Residenzpflicht 
birgt für Ärzte die Chance, Beruf und Familie besser vereinbaren 
zu können. Gegen die massive Überversorgung in den städtischen 
Ballungsgebieten und deren Speckgürteln hält das Gesetz jedoch 
vergleichsweise wenig bereit. Die Überwindung der Sektoren-
grenzen und die Schaffung eines einheitlichen Wettbewerbsrah-
mens sind Richtung weisend. Jeder Arzt und jedes Krankenhaus 
ist grundsätzlich berechtigt, an der neuen Versorgung teilzuneh-
men, wenn die Qualifikation und die Qualitätsvoraussetzungen 
erfüllt sind. Positiv zu bewerten ist die strengere Verpflichtung 
der Leistungserbringer, für nahtlose Übergänge an den Schnitt-
stellen der Versorgung Sorge zu tragen. (fw)

F a k t e n p a p i e r

Sonderausgabe des vdek 
GKV-Versorgungsstrukturgesetz

Häusliche Krankenpflege für psychisch Kranke Menschen

Die Ersatzkassen stehen nach wie vor mit den Vertretern 
der Freien Wohlfahrtspflege in Verhandlung über die Rah-
menbedingungen. Insbesondere die seitens des vdek bzw. 
der Mitgliedskassen in ihrem Mustervertrag geforderte be-
rufliche Erfahrungszeit der Fachkräfte kann von den Leis-
tungserbringern nicht nachgewiesen werden. Diese ist 
jedoch unabdingbar, da der Kostenträger für den Versi-
cherten eine qualitativ hochwertige Versorgung gewähr-
leisten will. Wenn an diesen Voraussetzungen weiter 
festgehalten wird, könnten nach Aussage der Leistungser-
bringer nicht genügend Fachkräfte rekrutiert werden. Es 
wird nach einer Lösung gesucht. 

Spezialisierte ambulante pädiatrische Palliativversorgung

Bei der Spezialisierten ambulanten pädiatrischen Pallia-
tivversorgung gestalten sich die Verhandlungen schwierig. 
Knackpunkt sind die Forderungen seitens der Landesver-
bände der Krankenkassen an die Qualifikation der Mitar-
beiter/innen, welche die Leistung erbringen dürfen. Die 
Landesverbände der Krankenkassen Baden-Württembergs 
wollen hierzu zunächst die überarbeitete Empfehlung des 
GKV Spitzenverbandes abwarten. Sie betrachten aller-
dings das ständige Abschmelzen der Qualitätsanforderun-
gen an die Mitarbeiter mehr als kritisch.

Mehraufwand Behandlungspflege in stationären Pflege-
einrichtungen

Die Landesverbände der Krankenkassen vereinbarten mit 
dem Sozialhilfeträger, für den Mehraufwand für Behand-
lungspflege in vollstationären Pflegeeinrichtungen bei Ein-
richtungen, welche Wachkomapatienten versorgen, 23 EURO 
zusätzlich zu dem SGB XI Pflegesatz zu bezahlen. Der über-
örtliche Sozialhilfeträger stellte ursprünglich die Forde-
rung, in Baden-Württemberg einen Betrag von mindestens 
40 EURO zu vereinbaren. Die Landesverbände der Kranken-
kassen in Baden-Württemberg kamen unter fachlicher Be-
teiligung des MDK Baden-Württemberg zu der Erkenntnis, 
dass diese Forderung nicht realistisch ist, weil der Aufwand 
für Behandlungspflege nicht so hoch ist. Der Sozialhilfeträ-
ger verfolgte das Ansinnen, einen möglichst hohen Betrag 
im Rahmen des SGB V zu vereinbaren und begründete dies 
damit, dann den SGB XI Pflegesatz der Pflegeeinrichtungen 
zu kürzen. Fazit: Es kann nicht sein, dass sich die öffentliche 
Hand auf Kosten der GKV entlastet und sich somit ihren Auf-
gaben entzieht.

k u r z  g e f a ss  t
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Krankheiten wie Tuberkulose oder Mu-

koviszidose sowie für  hochspezialisierte 

Leistungen wird mit dem GKV-Versor-

gungsstrukturgesetz stufenweise die 

„ambulante spezialfachärztliche Versor-

gung“ eingeführt. Neben dem ambulanten 

und stationären Sektor wird das Versor-

gungsangebot dadurch um einen dritten 

Bereich erweitert.

Das Ziel, bei den niedergelassenen 

Ärzten die gleichen Rahmenbedingungen 

zu schaffen wie bei den Krankenhäusern, 

ist vom Grundgedanken her zu  begrüßen. 

Jeder Arzt und jedes Krankenhaus ist 

grundsätzlich berechtigt, an der neuen 

Versorgung teilzunehmen, wenn die Qua-

lifikations- und Qualitätsvoraussetzungen 

erfüllt werden. 

Die Rahmenbedingungen sind al-

lerdings problematisch: Keine Be-

darfsprüfung, keine Vereinbarung von 

Leistungsmengen, keine Abrechnungs-

beschränkungen. Es ist daher mit Qua-

litätsdefiziten und unkontrollierbaren 

 Kostenentwicklungen zu rechnen. Auch 

die unterschiedlichen Finanzierungsfor-

men von ambulantem und stationärem 

Sektor sind für die Frage einer einheitli-

chen Vergütung problematisch.

Sehr kritisch ist auch der so genannte 

Verbotsvorbehalt zu sehen. Bislang sind 

in Vertragsarztpraxen nur Leistungen 

 erlaubt, die der Gemeinsame Bundesaus-

schuss (G-BA) zugelassen hat. Kranken-

häuser hingegen können alle  Leistungen 

erbringen, die nicht ausdrücklich vom 

G-BA ausgeschlossen wurden. Diese 

 Regelung gilt nun auch für die ambulan-

te spezialfachärztliche Versorgung. Im 

 ambulanten Versorgungsbereich ist dies 

ein Alleinstellungsmerkmal, das auch in-

nerhalb der Vertragsärzteschaft für Dis-

kussionsstoff sorgen dürfte.

Der G-BA ist aufgefordert, bis Ende 

2012 in Richtlinien Präzisierungen zu den 

Krankheitsbildern, den fachlichen Anfor-

derungen und zu Kooperationsnotwen-

digkeiten vorzunehmen. Die Umsetzung 

im Land erfolgt ab 2013. Erste Anträge von 

Leistungserbringern wurden bereits ge-

stellt.

Weitere leistungen

Mit einem Entlassmanagement nach 

 einem Krankenhausaufenthalt sollen 

Probleme beim Übergang in eine ggf. 

notwendige weitere Behandlung (z. B. 

Rehabilitation, Pflege, ambulante ärztli-

che Behandlung) behoben werden. Damit 

haben alle Patienten, die einen nachsta-

tionären Pflege- oder Hilfebedarf haben, 

einen gesetzlichen Anspruch auf ein in-

dividuell angepasstes Entlassmanage-

ment. Die strengere Verpflichtung der 

Krankenhäuser, für nahtlose Übergänge 

an den Schnittstellen der Versorgung zu 

sorgen, wird von den Krankenkassen po-

sitiv gesehen.

Die Krankenkassen haben die Mög-

lichkeit, über Satzungsregelungen ihr 

Leistungsportfolio weiter zu Gunsten 

des Wettbewerbs zu differenzieren. So 

können zusätzliche Leistungen für die 

Versicherten in den Bereichen Vorsor-

ge- und Rehabilitationsmaßnahmen, 

künstliche Befruchtung, zahnärztliche 

Behandlung (ohne Zahnersatz), nicht 

verschreibungspflichtige apotheken-

pflichtige Arzneimittel, Heil- und Hilfs-

mittel, häusliche Krankenpflege, Haus-

haltshilfe sowie Leistungen von nicht 

zugelassenen Leistungserbringern ange-

boten werden. 

Fazit

Das seit dem 1. Januar 2012 geltende GKV-

Versorgungsstrukturgesetz wird sich dar-

an messen lassen müssen, inwieweit sich 

für die Patienten und Versicherten eine 

qualitativ und spürbar verbesserte Ge-

sundheitsversorgung ergibt. Hierzu muss 

das Versorgungsstrukturgesetz zunächst 

seine Wirkung in der Umsetzung entfal-

ten. Entscheidend bleibt hierbei immer 

die Patientenorientierung. 

Die Umsetzung des GKV-Versorgungs-

gesetzes in Baden-Württemberg bietet 

Chancen für eine weitere Verbesserung 

der Patientenversorgung. Eine Flexibili-

sierung der Bedarfsplanung kann helfen, 

die Versorgung passgenauer zu gestalten. 

Quelle  ministerium für arbeit und sozialordnung, Familie, Frauen und senioren Baden-Württemberg; 
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a u F g a B e n  d e r  B e t e i l i g t e n

Hier ist das Verantwortungsbewusstsein 

bei allen Akteuren gefragt. Die Überar-

beitung der Arzt-Einwohner-Relationen 

darf aber nicht dazu führen, dass sich die 

vielerorts bestehende massive Überver-

sorgung weiter verstärkt, indem auch in 

Überversorgungsgebieten neue  Arztsitze 

geschaffen werden. Da die Länder we-

sentliche Aufgaben der Daseinsvorsor-

ge zu erfüllen haben, müssen sie an den 

Gestaltungsfragen der gesundheitlichen 

Versorgung beteiligt sein. 
Das Gesetz enthält vielversprechende 

Ansätze zur Bekämpfung von Unterversor-

gung. Die Lockerung der Residenzpflicht 

birgt für Ärzte die Chance, Beruf und Fami-

lie besser vereinbaren zu können. Gegen 

die massive Überversorgung in den städ-

tischen Ballungsgebieten hält das Gesetz 

jedoch vergleichsweise wenig bereit. 

Die Überwindung der Sektoren-

grenzen und die Schaffung eines ein-

heitlichen Wettbewerbsrahmens sind 

richtungsweisend. Jeder Arzt und jedes 

Krankenhaus ist grundsätzlich  berechtigt, 

an der neuen Versorgung teilzunehmen, 

wenn die Qualifikation und die Quali-

tätsvoraussetzungen erfüllt sind. Positiv 

zu bewerten ist die strengere Verpflich-

tung der Leistungserbringer, für nahtlose 

Übergänge an den Schnittstellen der Ver-

sorgung beizutragen. 
Ein konstruktiver Anfang ist gemacht, 

weitere Schritte müssen folgen.  
Autoren:  Rolf Hofmann, IKK classic,  

Carlos Philipp, BKK Landesverband 

Baden-Württemberg 
Bettina Uhrmann, IKK classic 

Nina Willkomm, Knappschaft Regio-

naldirektion München 
Frank Winkler, Verband der Ersatz-

kassen (vdek) Baden-Württemberg

(erweiterter)  Landesausschuss  § 90 SGB V
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Am 21. Juli 2011 hatte die B 52-Verbän-

dekooperation die Gesundheitspoli-

tikerinnen und Gesundheitspolitiker 

auf Bundesebene eingeladen. Seiner-

zeit stand das GKV-Versorgungsstruk-

turgesetz (GKV-VStG) noch vor seiner 

Verabschiedung. Annette Widmann-

Mauz, Parlamentarische Staatsse-

kretärin beim Bundesministerium 

für Gesundheit stellte in diesem Zu-

sammenhang das Versorgungsstruk-

turgesetz der Bundesregierung vor. 

 Anschließend diskutierten die Ver-

treter der Bundestagsfraktionen. Die 

damalige Botschaft der B 52-Verbän-

dekooperation Baden-Württemberg-

lautete: „Das Problem der ärztlichen 

Überversorgung muss konsequent 

angegangen werden.“ Ca. 200 Ak-

teure des baden-württembergischen 

 Gesundheitswesens nahmen an der 

gesundheitspolitischen Veranstal-

tung teil. Bereits damals nahmen sich 

Innungskrankenkassen, Betriebs-

krankenkassen, Knappschaft und 

die Ersatzkassen vor, die Umsetzung 

des Versorgungsstrukturgesetzes im 

Land mit den verantwortlichen Lan-

despolitikern im kommenden Jahr zu 

diskutieren. Dies ist geschehen. (fw)

r ü c K B l i c K

das gKV-Vstg

FOTO  B 52

unSer FOTO ZeIgT VOn lI. nAch re.:  

Konrad ehing/Vorstandsvorsitzender des BKK 

landesverbandes, anton haupenthal/leiter 

der regionaldirektion münchen, Knappschaft 

regionaldirektion münchen, hilde mattheis 

(sPd) mdB, Kathrin senger-schäfer (die linke) 

mdB, Walter scheller/leiter der vdek-landes-

vertretung Baden-Württemberg, Birgitt Bender 

(Bündnis 90/die grünen) mdB, dr. Florian 

staeck/ärzte zeitung, Karin maag (cdu/csu) 

mdB, gerd ludwig/Vorsitzender des Vorstandes 

der iKK classic, erwin lotter (FdP) mdB bei der 

seinerzeitigen Veranstaltung vom 21. Juli 2011.

Das gemeinsame Landesgremium  nach § 90 a SGB V arbeitet in 
Baden-Württemberg bereits.

FOTO  vdek
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Das baden-württembergische Gesundheitssystem soll 
transparenter werden. Die Bürger sollen daran mitwir-
ken. Mit dem Förderpreis „Gesunde Kommune“ setzt die 

B 52-Verbändekooperation Baden-Württemberg einen weite-
ren gesundheitspolitischen Akzent der Bürgerbeteiligung. Ge-
fördert werden Präventionsprojekte oder Maßnahmen im Rah-
men der Kommunalen Gesundheitskonferenzen. Das Konzept 
wurde am 14. September in der vdek-Landesvertretung in Stutt-
gart vorgestellt.
„Die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und die demografi-
sche Entwicklung haben Auswirkungen auf die Gesellschaft und 
das Gesundheitssystem. Bevor das Kind, sprich Patient, in den 
Brunnen gefallen ist, müssen Prävention und Gesundheitsförde-
rung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe noch viel mehr in allen 
Lebensbereichen und Lebensphasen als selbstverständlich er-
achtet werden.“, so Walter Scheller, Leiter der vdek-Landesver-
tretung Baden-Württemberg. 
Mit dem nun erstmalig ausgeschriebenen B 52-Förderpreis sol-
len Städte und Gemeinden gewürdigt werden, die nachhaltig 
die Gesundheit ihrer Bewohner fördern und nachahmenswer-
te Strukturen für die Zusammenarbeit im Ort und auf Stadt- und 
Landkreisebene schaffen. So lautet die Ausschreibung der B 
52-Verbändekooperation, die sich aus dem BKK-Landesverband 
Baden-Württemberg, der IKK classic, der Knappschaft und dem 
Verband der Ersatzkassen in Baden-Württemberg zusammen-
setzt. Es werden 5200 Euro je Stadt- oder Landkreis vergeben.
Dass der B 52-Förderpreis auf Zustimmung der kommunalen 
Selbstverwaltung trifft, zeigt die prominente Schirmherrschaft: 
Mit der Präsidentin des Städtetages Baden-Württemberg, Barba-
ra Bosch, und dem Präsidenten des Gemeindetages Baden-Würt-
temberg, Roger Kehle, begleiten zwei erfahrene Kommunalpoli-
tiker den Förderpreis. „Unser gemeinsames Anliegen ist es, gut 
strukturierte und wohnortnahe Projekte der kommunalen Ge-
sundheitspolitik damit zu unterstützen“, betont Kehle.
Für Hugo Schüle, Repräsentant der B 52-Verbändekooperati-
on Baden-Württemberg, der das Konzept des B 52-Förderprei-
ses vorstellte, ist besonders wichtig, „dass Prävention in den Ge-
meinden und Städten ein selbstverständliches und ständiges 
Thema wird, damit sich Stück für Stück mit vielen Akteuren eine 
flächendeckende Präventionskultur entwickelt.“ 
Die Unterlagen können bei der Arbeitsgemeinschaft B 52-Ver-
bändekooperation unter Telefon 07154 1316-340 angefordert 
werden bzw. sind unter www.arge-b52.de als Download erhält-
lich. Bewerben können sich Gemeinden/Städte, Stadtteile in 
Stadtkreisen oder Arbeitsgemeinschaften von Akteuren der Ge-
meinden/Städte. Der jeweilige Stadt-/Landkreis muss eine Kom-
munale Gesundheitskonferenz eingerichtet haben. (fw)

F ö r d e r p r e i s 

„Gesunde Kommune“ Hochschulambulanzen/Polikliniken

Mit den Universitätskliniken Tübingen und Freiburg konn-
ten mittlerweile ebenfalls Vergütungsvereinbarungen für 
2012 geschlossen werden. Als neuer Vertragspartner hinzu 
gekommen ist das sogenannte UHZ - Universitätsherzzen-
trum Freiburg. Die Verhandlungen zum Abschluss eines 
dreiseitigen Vertrages unter Mitwirkung der Kassenärztli-
chen Vereinigung Baden-Württemberg stehen an. 
Die Abstimmung zu den Entgeltschlüsseln konnte an allen 
Hochschulambulanzstandorten im Land erfolgreich abge-
schlossen werden. Die vdek-Landesvertretung hatte hier-
für die kassenartenübergreifende Federführung inne. In 
Hochschulambulanzen werden hochwertige Leistungen 
angeboten, die in vielen Fällen nicht durch den niederge-
lassenen Bereich erbracht werden können, die aber trotz-
dem keine stationäre Behandlung rechtfertigen.

Selbsthilfe

In Baden-Württemberg standen 2012 insgesamt rund 
2,5 Millionen Euro für die kassenartenübergreifende Ge-
meinschaftsförderung zur Verfügung. Gefördert werden 
konnten 60 Landesorganisationen mit 698.086 Euro sowie 
16 Selbsthilfekontaktstellen mit 553.422 Euro. Wie hoch 
der endgültige Ausschöpfungsgrad von den für die örtli-
chen Selbsthilfegruppen bereitgestellten 1.254.783 Euro 
sein wird, kann erst nach Abschluss der letzten Fördersit-
zung im November errechnet werden.

Landesbasisfallwert 2012 in Baden-Württemberg angepasst: 
Mehr Geld für die Krankenhäuser

Die Krankenhäuser im Land, welche über Fallpauscha-
len vergütet werden, erhalten 2012 in Baden-Württemberg 
insgesamt rund 6,87 Milliarden Euro. Im Jahr 2011 betrug 
das Finanzierungsvolumen rund 6,57 Milliarden Euro. Da-
mit erhalten die Krankenhäuser gegenüber dem Vorjahr 
rund 295 Millionen Euro mehr. Das entspricht einer Steige-
rungsrate von rund 4,5 Prozent. Davon beschert die zusätz-
liche Berücksichtigung von Tariferhöhungen den baden-
württembergischen Krankenhäusern „Mehreinnahmen“ 
von rund 35 Millionen Euro. Die durch den Gesetzgeber 
vorgesehenen zusätzlichen Tariferhöhungen wurden da-
mit in Baden-Württemberg vollständig umgesetzt. Walter 
Scheller: „Wir erwarten, dass dieses Geld der medizinisch-
therapeutischen und pflegerischen Versorgung der Patien-
ten im Land zu Gute kommt und die Versorgung somit auf 
einem weiterhin hohen Niveau bleibt.“

k u r z  g e f a ss  t



baden-württemberg

Die Gesundheitssysteme der meis-
ten westlichen Länder sind haupt-
sächlich auf die kurative Versorgung 
ausgerichtet. Sie funktionierten so 
lange gut, wie die zu behandelnden 
Krankheiten tatsächlich geheilt wer-
den konnten. Das ist heute wegen 
des Vorherrschens von chronischen 
Krankheiten, wegen individuel-
ler und sozialer Einflüsse auf Ge-
sundheit und Krankheit nicht mehr 
der Fall. Deswegen gewinnen vor-
beugende Strategien ebenso an Be-
deutung wie Krankheit begleitende 
 Förderstrategien. Nur wenn sie stär-
ker eingesetzt werden, kann auch der 
Wettlauf mit den steigenden Kosten 
der Versorgung gewonnen werden. 

Hurrelmann/klotz/Haisch 
(Hrsg.)
Lehrbuch prävention und 
Gesundheitsförderung 
2010, 453 Seiten
€ 34,95, Verlag Hans Huber

Gesundheit als „Nebenwirkung“ 
 eines guten Personalmanagements 
nutzt dem Betrieb und den Mit-
arbeitern gleichermaßen. Diese 
 Einführung informiert fundiert über 
verbindliche Standards in der be-
trieblichen Gesundheitsförderung, 
ohne in bürokratischen Details zu 
versinken. An Hand vieler Beispie-
le erhalten Sie Einblick in die mögli-
chen und lohnenden Verknüpfungen 
von Arbeit und Gesundheit. Profi-
tieren Sie dabei vom Erfolg, aber 
auch von den Fehlern anderer. 

Cornelia Schneider
Gesundheitsförderung am 
arbeitsplatz, nebenwirkung 
Gesundheit
2012, 224 Seiten
€ 29,95, Verlag Hans Huber

B Ü C H e r

prävention

Gesundheits-
förderung

Diese Krankheit führt nicht zum 
Tode. „Dieser Satz“, so Anna Huxel, 
„hat mich vom Anfang der Diagnose 

durch die ganze Behandlung getragen. Die 
Situation, in der ich mich befand, war pa-
radox. Die Diagnose verschlimmerte sich 
nach der ersten OP, aber in mir war die-
ses Wissen, dass ich daran nicht sterben 
werde. Im Krankenhaus entdeckte ich die 
Möglichkeit, durch die Handykamera wie 
von außen auf mich zu blicken. Ich war da-
mit in der Lage, eine Armlänge Abstand 
von mir selbst zu nehmen. Dies hat mir ge-
holfen, einerseits das Unwirkliche zu re-
alisieren, um es mir zu eigen zu machen. 
Andererseits war ich nicht mehr nur ge-
fangen in meinem Körper, meine Freiheit 
war nicht eingeschränkt, ich konnte über 
das Medium Bild agieren. Damit habe ich 
wohl die Krankheit verarbeitet.“ (fw)

Der Neujahrsempfang 2013 bie-
tet einen willkommenen Anlass, 
um mit den wichtigen Akteuren 

des Gesundheitswesens im Land das 
neue Jahr zu beginnen. Im Vordergrund 
 stehen das Beisammensein und der 
 persönliche Austausch. Die B 52-Ver-
bändekooperation Baden-Württemberg 
lädt die Partner des Gesundheitswesens 
für Mittwoch, 16. Januar 2013, ab 17.00 
Uhr in das Vinum im Literaturhaus in der 
Breitscheidstr. 4 in Stuttgart ein. (fw)

V d e k - F O t O a u S S t e L L u n G 

ausgezeichnete 
künstlerin

V e r a n S t a L t u n G 

neujahrsempfang 
2013

WaLTer SCHeLLer  freut sich mit der aus Baden-
Württemberg kommenden anna Huxel über die 
auszeichnung ihrer Fotos.

Auf der Grundlage des baden- 
württembergischen Landeskrebs-
registergesetzes werden an den 
vier Tumorzentren Freiburg, Hei-
delberg, Tübingen und Ulm sowie 
am Onkologischen Schwerpunkt 
Stuttgart fünf regionale Qualitäts-
konferenzen sowie eine Landes-
qualitätskonferenz zum Zwecke 
der Qualitätssicherung in der Ver-
sorgung onkologischer Patienten 
eingerichtet. Derzeit werden zwi-
schen den Kassenverbänden und der 
BWKG sowie der Kassenärztlichen 
Vereinigung Baden-Würt temberg 
eingehende Gespräche über die kon-
zeptionelle Ausrichtung, die vertrag-
liche Gestaltung und die Finanzie-
rung dieser Qualitätskonferenzen 
geführt. Walter Scheller: „Wir wol-
len hier keinen Flickenteppich, son-
dern eine Qualität in der Fläche, 
welche zudem evaluiert werden 
kann.“ (fw)

L a n d e S k r e B S r e G i S t e r

Onkologische 
 Qualitätssicherung
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